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Stellungnahme des Deutschen Alpenvereins 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Der DAV möchte eingangs nochmals darauf hinweisen, dass die im Rahmen der 

Verbändeanhörung zum Dritten Modernisierungsgesetz vorgebrachten Anmerkungen zu den 

vorgesehenen Änderungen der UVP-Schwellenwerte leider keine Berücksichtigung gefunden 

haben. Die Übernahme der vorgeschlagenen Änderungen in das Gesetz wird daher weiterhin 

sehr kritisch gesehen.  

Dennoch begrüßt der DAV die Bemühungen des Freistaats Bayern, durch die 

Modernisierungsgesetze bürokratische Hürden in verschiedenen Rechtsbereichen abzubauen 

und Verwaltungsverfahren effizienter zu gestalten, dies darf jedoch weder die 

Beteiligungsmöglichkeiten noch die Naturschutzrechte schwächen. Vor diesem Hintergrund 

werden auch die im Fünften Modernisierungsgesetz vorgesehenen Regelungen konstruktiv 

kommentieren. 

Der DAV ist im Bayerischen Lobbyregister mit der Registernummer DEBYLT016D eingetragen. 

Einer Veröffentlichung unserer Stellungnahme durch den Bayerischen Landtag steht nichts 

entgegen. 
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Zu den geplanten Änderungen des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

fordert der DAV weiterhin eine Erörterung bei Verfahren die den Umwelt-, Natur- 

oder Klimaschutz betreffen. Gleichzeitig ist es wichtig in Zeiten globaler Krisen bei 

Verfahren den aktuellen Stand der Technik zu berücksichtigen. Änderungen der 

Sach- und Rechtslage sollen noch berücksichtigt werden können.  

 

Begründung: 

§2 Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes, Art. 73  

7a)  

Durch die Ergänzung von Satz 3 besteht die Gefahr, dass im Laufe der Genehmigung, 
welche teilweise mehrere Jahre dauert, aktuelle Änderungen der Sach- und Rechtslage 
und auch des Standes der Technik (und damit auch wissenschaftliche Entwicklungen) 
nicht mehr berücksichtigt werden.  

Gerade in Zeiten des Klimawandels mit teilweise rasanten Änderungen der ökologischen 
Grundlagen (Bsp. Wasserverfügbarkeit, Änderungen im Abflussregime, usw.) kann man 
nicht auf einem „Stand“ stehen bleiben, sondern muss flexible Beteiligung und 
Einbringungsmöglichkeiten ermöglichen.  

Wir regen daher an, den aktuellen Stand der Wissenschaft ausdrücklich als 
ergänzendes Kriterium zu verankern.  

7b) 

Die Änderung von „hat“ zu „kann“ in Art. 73 Abs. 6 Satz 1 führt zu einer gesetzlichen 
Möglichkeit auf eine Erörterung zu verzichten. Damit entfällt ein wichtiges 
Dialoginstrument, welches bei einer Erörterung den Beteiligten zukommt.  

Der Erörterungstermin dient nicht lediglich der Information der Beteiligten, sondern der 
gemeinsamen Aufklärung des entscheidungserheblichen Sachverhalts. Er ermöglicht 
den unmittelbaren fachlichen Austausch zwischen Vorhabenträger, Fachbehörden, 
anerkannten Naturschutzvereinigungen und Einwendern. Dadurch können 
Missverständnisse ausgeräumt, Planungsfehler frühzeitig erkannt und einvernehmliche 
Lösungen entwickelt werden. Dies trägt regelmäßig zur Qualität und Rechtssicherheit 
der Entscheidung bei und kann spätere Rechtsbehelfe vermeiden.  

Im Sinne des DAV können hier auch Expertisen im Bereich naturverträglicher Bergsport 
und nachhaltiger Tourismus im Alpenraum eingebracht werden.  

§2 Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes, Art. 74 

8) 
 
Siehe Kommentare zu 7a)  
 



 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Steffen Reich    Marc Stannartz 

Ressortleiter Naturschutz und Kartografie    Ressort Naturschutz und Kartografie 

 


